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Rechtswissenschaft 

Erkennen und Handeln sind zwei Seiten desselben Phänomens, der 
relativ gesteigerten Lebensmöglichkeit: der Freiheitsrelation gegen-
über sich ändernden Situationen oder des mit Prinzipien abge-
stimmten Handelns gegenüber einer Verantwortungsposition. Die 
Menschenwürde hilft zur Unterscheidung zwischen Erkennen und 
Handeln sowie zur Koordination verschiedener Freiheitsrelationen im 
Interesse eines vernünftigen Lebenslaufs jedes Einzelnen. In einer 
Zeit der Bedrängnis für die EU ist dieses Buch ein Wegweiser für 
das Handeln der EU mit Folgen für die Flüchtlingskrise, das Rechts- 
staatsverständnis und den internationaler Handel. Stephan Freiberg 
wurde 1990 mit einer Arbeit zum Einstellungsanspruch an der Uni-
versität Göttingen promoviert. Er hat Bücher zum EU-Recht und zum 
Welthandelsrecht in Deutschland und in Polen veröffentlicht.
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